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Hartz IV – Folgen für Ungleichheit 
 und das Gender Regime
Universelle Erwerbsbürgerschaft und  
Geschlechter(un)gleichheit
 13. Jahrgang, Nr. 1 April  2008
Editorial
HARTZ IV und die Folgen
 – eine viel diskutierte Reform, viel-
fach und nach unterschiedlichsten 
Gesichtspunkten analysiert. 
Wir betrachten sie diesmal unter 
einem sonst weniger beachteten, 
dem Gender-Aspekt. Trägt Hartz 
IV dazu bei, bestehende Ungleich-
heiten zwischen Männern und 
Frauen aufzuheben? Bringen Ak-
tivierungspolitik und die Norm der 
„universellen Erwerbsbürgerschaft“ 
einen Einbruch in das konservative 
deutsche Gender-Regime? Sigrid 
Betzelt analysiert die institutio-
nellen Regelungen des SGB II, 
vorliegende Arbeitsmarktstatistiken 
und erste Befunde der gesetzlichen 
Evaluationsforschung – ihr Fazit: 
Verschärfte Ungleichheiten und 
konzeptionelle Flickschusterei.
Wie präsent sind die Versicherten-
interessen? – ist eine der Fragen, 
mit denen sich Bernard Braun, 
Tanja Klenk und Frank Nullmeier 
in einem Bericht über das Gutach-
ten „Geschichte und Modernisie-
rung von Sozialwahlen“ befassen. 
Sie stellen Ergebnisse und Vor-
schläge des vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Soziales in Auf-
trag gegebenen Gutachtens vor.
Stephan Köppe betrachtet die 
Entwicklung von Wohlfahrtsstaaten 
und Wohlfahrtsmärkten. Unter wel-
chen Bedingungen entwickeln sich 
Externalisierung und Vermarktli-
chung von sozialen Gütern, wo sind 
sie am weitesten fortgeschritten, 
mit welchen Folgen? Drei Länder 
– Deutschland, Schweden und 
die USA – wurden für die verglei-
chende Untersuchung über Pionie-
re und Nachzügler der Sozialpolitik 
ausgewählt.
 Gisela Hegemann-Mahltig
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Mit dem vierten „Gesetz für 
moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt“ („Hartz IV“), das seit 
01.01.2005 in Kraft ist, wurde als 
Herzstück einer Aktivierungspolitik 
des „Förderns und Forderns“ ein 
neues Sicherungsregime für die 
breite Mehrheit aller registrierten Ar-
beitslosen (rund 75%) sowie für alle 
„erwerbsfähigen Hilfebedürftigen“ 
etabliert. Die Schaffung der „Grund-
sicherung für Arbeitssuchende“ im 
Sozialgesetzbuch II (SGB II) markiert 
für das Risiko der (Langzeit-)Arbeits-
losigkeit eine Abkehr von der Status-
sicherungslogik des Bismarckschen 
Wohlfahrtsstaates: 
An die Stelle individueller, lohnbe-
zogener Versicherungsleistungen tritt 
für Personen bis 50 Jahren bereits 
nach zwölf Monaten Arbeitslosigkeit 
eine auf den Haushalt bezogene, 
streng bedarfsgeprüfte und pauscha-
lisierte Grundsicherung auf beschei-
denem Niveau.1 Zugleich wurde der 
Erwerbszwang für alle Erwerbsfä-
higen durch verschärfte Zumutbar-
keitskriterien und die Kommodifizie-
rung des gesamten Haushalts bzw. 
der „Bedarfsgemeinschaft“ verstärkt 
(siehe unten). 
Diese Aktivierungsstrategie folgt 
damit im Prinzip der in modernen 
Wohlfahrtsstaaten inzwischen univer-
sell gesetzten Norm des individuellen 
Erwerbsbürgers, die im feministischen 
Diskurs der Wohlfahrtsstaatsfor-
schung auch als „individual adult 
worker model“ bezeichnet und als 
androzentristisch kritisiert wird (Le-
wis 2002). So universell diese Norm 
jedoch einerseits erscheint, so diver-
gent passt sie sich andererseits in die 
jeweiligen Wohlfahrts- und Gender 
1 Für ältere Arbeitslose ab 50 bis über 
58 Jahre wurde zum 01.01.2008 die 
Arbeitslosengeld-Bezugsdauer nach Alter 
gestaffelt auf 15-24 Monate verlängert.
2Regimes2 ein. Denn die jeweiligen in-
stitutionellen, sozialstrukturellen, sozi-
alkulturellen und polit-ökonomischen 
Kontextbedingungen bringen ganz 
unterschiedliche Aktivierungstypen 
hervor (Andersen/Guillemard 2005; 
Barbier/Ludwig-Mayerhofer 2004; 
Dingeldey 2007a), die entsprechend 
verschiedene Wirkungen entfalten. 
Für das deutsche Setting eines 
„konservativen“ Gender Regimes ist 
zunächst festzustellen, dass sowohl 
die institutionellen und sozial-kultu-
rellen Kontexte als auch die durch 
diese mit bedingten sozialstrukturellen 
Geschlechterungleichheiten weitge-
hend im Widerspruch zur Norm der 
universellen Erwerbsbürgerschaft von 
Frauen und Männern stehen.3 
Es stellen sich deshalb mehrere 
Forschungsfragen, die im Folgenden 
thematisiert, wenn auch noch nicht 
abschließend beantwortet werden:
1. Welche Folgen hat der deut-
sche Typ von Aktivierung nach SGB 
II für soziale Ungleichheit, besonders 
zwischen Frauen und Männern und 
innerhalb dieser Gruppen? Werden 
Geschlechterungleichheiten eher ver-
stärkt oder abgebaut?
2. Bedeutet dieser Aktivierungstyp 
einen Wandel des deutschen Gender 
Regimes hin zur „universellen Er-
werbsbürgerschaft“ für Frauen und 
Männer?
In einer weiterführenden For-
schungsperspektive, die hier nur an-
gerissen werden kann, wird die Frage 
2 Zum Konzept Gender Regimes vgl. 
Betzelt 2007b; Bothfeld 2008b.
3 So prägt noch immer das Leitbild des 
männlichen Ernährermodells (in seiner 
modernisierten Version von Vollzeit-
Hauptverdiener mit Teilzeit-Zuverdienerin) 
wesentliche politische Regulierungen im 
Steuer-, Sozial- und Arbeitsrecht wie auch 
den Umfang und die Angebotsstruktur 
von Bildung und Erziehung und sozi-
alen Dienstleistungen (Gottschall 2002), 
trotz leichter Aufweichungstendenzen 
in jüngster Zeit (z. B. beim Elterngeld). 
Geschlechterungleichheiten, die (teils als 
Regulierungsfolgen) in der Verteilung von 
Erwerbschancen und -risiken (Arbeits-
marktsegregation, Arbeitslosigkeitsrisiken) 
und unbezahlter Reproduktionsarbeit so-
wie in der Strukturierung von Lebensläufen 
und ihrer sozialen Absicherung bestehen, 
seien hier nur stichwortartig genannt. Zwar 
hat sich mit dem sozialen Wandel und der 
Institutionalisierung von Gleichberechti-
gungsnormen die soziale Differenzierung 
innerhalb der Gruppe von Frauen und 
Männern erhöht, besonders entlang der 
Merkmale Elternschaft, Klasse (Qualifika-
tion/Herkunft) und Ethnizität. Gleichwohl 
bleibt Geschlecht als Strukturkategorie 
weiterhin relevant, wenn auch nicht mehr 
für alle sozialen Prozesse in gleichem 
Maße (vgl. hierzu Gildemeister 2004).
bearbeitet, inwieweit der deutsche 
Aktivierungstyp in seiner aktuellen 
Form und Umsetzung dazu geeignet 
ist, die Handlungsmöglichkeiten von 
BürgerInnen zu erweitern und ihre 
individuellen Fähigkeiten zu eigenver-
antwortlichem Handeln zu stärken.
 Diese Fragen betreffen einerseits 
die zentralen Zielsetzungen des Akti-
vierenden Wohlfahrtsstaates, der 
den einzelnen BürgerInnen ein hohes 
Maß an Eigenverantwortung für die 
Sicherung ihrer materiellen Existenz 
abverlangt, die sie unabhängig von 
staatlichen Leistungen machen soll. 
Das Forschungsinteresse geht an-
dererseits jedoch über ein solches 
erwerbszentriertes Verständnis von 
Eigenverantwortung deutlich hinaus. 
So ist aus gleichstellungspolitischer 
Perspektive auch die Verantwortlich-
keit für familiale Sorgearbeit einzube-
ziehen, die der Idee allzeitiger Arbeits-
marktverfügbarkeit zuwiderläuft. 
In dem vor allem skandinavisch/
angloamerikanisch geprägten femi-
nistischen Diskurs um „social citizen-
ship“ wird dabei davon ausgegangen, 
dass die informelle, unbezahlte Sorge-
arbeit für Abhängige (Kinder, Pflege-
bedürftige) realistischerweise weder 
komplett zu de-familialisieren und 
kommodifizieren ist, noch dass dies 
ein gesellschaftlich erstrebenswertes 
Ziel darstellt. Vielmehr schließen die 
sozialen Rechte von Bürgerinnen 
und Bürgern nicht nur das Recht auf 
Erwerbsteilhabe („right to work“) ein, 
das Frauen und besonders Mütter 
vielfach nur zeitlich eingeschränkt 
ausschöpfen können, sondern auch 
das Recht auf ein gesellschaftlich zu 
bestimmendes Maß der Befreiung 
vom Erwerbszwang durch die Aner-
kennung eines „right to care“, also 
des Rechts auf Übernahme familialer 
Sorgeverantwortung, das Frauen wie 
Männern gleichermaßen zusteht. 
Zwischen beiden sozialen Rechten 
und den damit verbundenen Pflichten 
zur Übernahme von Erwerbs- wie 
Sorgeverantwortung besteht ein 
Spannungsverhältnis, das im gesell-
schaftlich-politischen Diskurs „aus-
zutarieren“ ist mit dem Ziel einer sozi-
al inklusiven Sozialstaatsbürgerschaft, 
bei der beide Sphären gesellschaftlich 
notwendiger Arbeit Anerkennung und 
materielle Ressourcen genießen (Fra-
ser 1997; Lister 1997). 
Im vorliegenden Beitrag soll diese 
Perspektive als ein erweiterter norma-
tiver Maßstab dienen, um zu analysie-
ren, wie der deutsche Aktivierungstyp 
mit diesem Spannungsverhältnis um-
geht. Konkret ist hier beispielsweise 
die Frage relevant, inwieweit Rege-
Der Beitrag steht im Kontext 
zweier neuer Projekte der Ab-
teilung Geschlechterpolitik im 
Wohlfahrtsstaat, die sich mit den 
geschlechterpolitischen Implikati-
onen der jüngsten „aktivierenden“ 
Arbeitsmarktreformen in Deutsch-
land (BMFSFJ-Projekt) und im eu-
ropäischen Vergleich auseinander 
setzen (RECWOWE-Projekt). Di-
ese Projekte fügen sich in den be-
stehenden arbeitsmarktpolitischen 
Schwerpunkt der Abteilung ein und 
knüpfen dabei besonders an die 
komparativen Forschungen von 
Irene Dingeldey zum Aktivierenden 
Wohlfahrtsstaat an (Dingeldey 
2007a, b, 2008), sowie die Arbeiten 
von Silke Bothfeld (WSI der Hans 
Böckler Stiftung, 2006/7 Wissen-
schaftliche Mitarbeiterin im ZeS) 
u. a. zu individueller Autonomie 
im Aktivierenden Wohlfahrtsstaat 
(Bothfeld 2007,  2008a, b)*. Die 
konzeptionellen Überlegungen zu 
„Hartz IV“ aus Gender-Sicht wie 
auch erste Befunde wurden bereits 
in mehreren Publikationen bzw. 
Vorträgen dargelegt, zuletzt im 
Rahmen der Jour-fixe Reihe des 
ZeS im Februar (siehe Literaturli-
ste). Anders als in jenem Vortrag 
können im folgenden Beitrag aus 
Platzgründen nur ausgewählte Teil-
aspekte dargestellt werden.
* Beiden Kolleginnen sowie Paul M. Schrö-
der (Bremer Institut Arbeit und Jugend/BIAJ) 
danke ich für ihre äußerst hilfreichen Kom-
mentare (nicht nur) zu diesem Beitrag.
3lungen der „Zumutbarkeit“ eines Jobs 
oder einer arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahme Ausnahmen für arbeits-
lose Mütter und Väter vorsehen, und 
inwiefern dabei in der Praxis Frauen 
und Männer gleich behandelt werden.
Darüber hinaus stellt sich grund-
sätzlich die Frage, wie „empower-
ment“, die Befähigung von Individuen 
zu autonomer, eigenverantwortlicher 
Lebensführung überhaupt gelingen 
kann, durch welche staatlichen An-
gebote die dafür notwendigen Fä-
higkeiten und Ressourcen gefördert 
werden können und inwieweit solche 
Angebote auf freiwilliger Basis sein 
sollen oder aber ihre Verweigerung zu 
sanktionieren ist (vgl. hierzu Bothfeld 
2008a). Diese sehr grundlegenden 
und komplexen Fragen bleiben jedoch 
künftigen Arbeiten vorbehalten und 
können hier nur kurz angesprochen 
werden. 
Die folgende Analyse beschränkt 
sich auf die unter 1 und 2 formulierten 
Fragen, also inwieweit das Aktivie-
rungsparadigma in der aktuellen deut-
schen Version Geschlechterungleich-
heiten eher abbaut oder verstärkt und 
in welcher Weise sich das deutsche 
Gender Regime durch die Aktivie-
rungsstrategie verändert, wobei als 
ein normativer Maßstab die sozialen 
BürgerInnenrechte im obigen Sinne 
dienen.
Erste Befunde einer Gender-
analyse der deutschen Akti-
vierungsstrategie
Eine umfassende Genderanalyse 
Aktivierender Arbeitsmarktpolitik hat 
eine Reihe von Analysedimensionen 
zu berücksichtigen, zumal wenn sie 
sich in einem komparativen Kontext 
bewegt. In Anlehnung an Barbier (Bar-
bier 2005; Barbier/Ludwig-Mayerhofer 
2004) sind hier als die wichtigsten 
Dimensionen zu nennen: 
1. Art und Umfang der Geldleistungen 
für Arbeitslose, 
2. Mix von Rechten und Pflichten 
Arbeitsloser, 
3. Gleichstellungspolitiken, Zielgrup-
penbezug und Zugang zu Aktivie-
rungsmaßnahmen, 
4. Umfang und Qualität von „befähi-
genden“ Dienstleistungen, 
5. Matching von Arbeits- bzw. Maß-
nahmeangebot und -nachfrage. 
Hinzu kommen als 
6. Dimension einer gendersensiblen 
Analyse die Wechselwirkungen der 
Aktivierungsstrategie mit Politiken 
anderer Felder (z. B. Steuer- und 
Familienpolitik), wobei sich die Frage 
nach der Konsistenz bestehender 
Anreize und Anforderungen hinsicht-
lich der Arbeitsmarktverfügbarkeit von 
Frauen und Männern, Müttern und 
Vätern stellt. 
In diesem kurzen Beitrag kann die 
Analyse des „deutschen Falls“ nicht 
in der ganzen Bandbreite dargestellt 
werden, sondern nur in wenigen zen-
tralen Aspekten. Dafür wurden jene 
Dimensionen ausgewählt, zu denen 
bereits aktuelle genderrelevante Er-
gebnisse der Evaluationsforschung 
vorliegen und ausgewertet wurden.4 
Der Beitrag konzentriert sich daher 
auf die ersten drei genannten Analy-
sedimensionen, wobei auf die Geld-
leistungen nur in knapper Form einge-
gangen wird.
Basis der Analyse sind zum ei-
nen die institutionellen Regelungen 
des SGB II, zum anderen verfügbare 
Arbeitsmarktstatistiken der Bundesa-
gentur für Arbeit sowie erste Befunde 
der gesetzlichen Evaluationsfor-
schung zum SGB II, mit der das Bun-
desarbeitsministerium verschiedene 
Forschungskonsortien beauftragt 
hat, darunter auch die noch bis 2009 
terminierte explizit gleichstellungs-
politische Evaluation der Umsetzung 
von Hartz IV.5 Vorauszuschicken ist, 
dass die gendersensible Analyse der 
Aktivierungspolitik durch Datenrestrik-
tionen erschwert wird, die teils in der 
Logik der amtlichen Datenerfassung 
durch die Bundesagentur für Arbeit 
liegen, so dass derzeit einige wich-
tige Fragen nicht beantwortbar sind 
(Betzelt 2007c; IAQ u. a. 2007). In der 
geplanten eigenen Empirie sollen ei-
nige dieser Datenlücken ansatzweise 
geschlossen werden, z. B. im Hinblick 
auf die Gruppe arbeitsloser Frauen, 
die weder Anspruch auf die Versiche-
rungsleistung Arbeitslosengeld noch 
auf das bedarfsgeprüfte Arbeitslosen-
geld II haben. 
Dass gerade Frauen in dieser 
Gruppe der Nichtleistungsbeziehe-
rInnen überproportional vertreten 
sind, hat systematische Gründe: Denn 
die mit Hartz IV im Vergleich zur vor-
maligen Arbeitslosenhilfe verschärfte 
Anrechnung von Partnereinkommen 
bei der Bedürftigkeitsprüfung trifft 
aufgrund der durchschnittlich höhe-
ren Männerlöhne besonders Frauen 
in einer Partnerschaft mit einem Er-
werbstätigen. 
4 Eine erste Analyse aller genannten 
Dimensionen ist den Vortragsfolien zu 
entnehmen (Betzelt 2008b) sowie (Betzelt 
2007a, Betzelt 2008a).
5 Bisher ist aus dieser Gender-Eva-
luation nur die Kurzfassung des ersten 
Berichts öffentlich verfügbar (vgl. IAQ u.a. 
2007; Jaehrling 2007).
So hatten im Jahr 2006 mit 20% 
aller arbeitslos registrierten Frauen 
fast doppelt so viele keinerlei Geldlei-
stungsansprüche im Vergleich zu 12% 
arbeitsloser Männer (Betzelt 2007c: 
299).6 Viele Frauen erhalten aufgrund 
dieser Regelung außerdem niedrigere 
Leistungen als zuvor in der Arbeitslo-
senhilfe (Becker/Hauser 2006). Vor-
malige SozialhilfebezieherInnen, unter 
denen die weiblich dominierte Gruppe 
allein Erziehender überdurchschnitt-
lich vertreten ist, sollten laut Befür-
wortern von Hartz IV „Gewinnerinnen“ 
der gesetzlichen Änderungen sein. 
Nach Simulationsrechnungen profi-
tiert jedoch auch diese Gruppe nur 
zum Teil in finanzieller Hinsicht, nicht 
aber wenn mehr als ein Kind vorhan-
den ist. Verluste entstanden hier vor 
allem durch die Pauschalisierung der 
Grundsicherung und den weitgehen-
den Wegfall von Einmalleistungen in 
der vormaligen Sozialhilfe (Kull/Ried-
müller 2007).7 Hinsichtlich der SGB II-
Geldleistungen ist somit festzustellen, 
dass durch den Regimewechsel die 
finanzielle Abhängigkeit von einem Er-
nährer und damit die Verweisung auf 
familiale Subsidiarität zu Lasten vieler 
arbeitsloser Frauen verstärkt wurde.
Rechte und Pflichten im neu-
en Sicherungsregime
Ungeachtet der Namensgebung 
des vierten „Gesetzes für moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ 
betont das SGB II-Sicherungsregime 
vor allem die Pflichten arbeitsloser 
BürgerInnen, weniger ihre sozialen 
Rechte auf bestimmte Dienstlei-
stungen. Zwar wurden mit dem SGB 
II alle Arbeits- und Ausbildungssu-
chenden, auch jene ohne Anspruch 
auf Versicherungsleistungen (wie ehe-
malige Sozialhilfebeziehende) in die 
Arbeitsförderungsleistungen des SGB 
III einbezogen.8 Doch nahezu alle 
6 Westdeutsche Frauen hatten außer-
dem schon immer seltener als Männer 
Anspruch auf die Versicherungsleistung 
Arbeitslosengeld aufgrund häufig „aty-
pischer“ und diskontinuierlicher Beschäf-
tigung, und erwarben somit seltener und 
niedrigere Arbeitslosenhilfeansprüche 
als Männer. Von den ehemaligen Arbeits-
losenhilfe-BezieherInnen verloren 15% 
der Frauen und 7,7% der Männer ihre 
Leistungsansprüche (Bruckmeier/Schnitz-
lein 2007: 17).
7 Inwieweit allein Erziehende von der 
durch Hartz IV ermöglichten Einbeziehung 
in die aktive Arbeitsförderung nach SGB III 
und SGB II profitieren können, wird unter 
2. untersucht.
8 Sozialhilfebeziehende konnten auch 
schon vor Hartz IV aktiv gefördert werden, 
sofern sie arbeitslos gemeldet waren. 
Allerdings wurden sie aus fiskalischen 
4Dienstleistungen der aktiven Arbeits-
förderung (Eingliederungsleistungen) 
werden für SGB II-„Kunden“ nur als 
Ermessensleistungen gewährt, auf 
die somit kein einklagbarer Rechts-
anspruch besteht. Ansprüche beste-
hen nur auf Vermittlungsleistungen9, 
während Leistungen der Arbeitsförde-
rung gesetzliche „Kann“-Leistungen 
darstellen. Als „Soll“-Vorschrift ist der 
Abschluss einer Eingliederungsverein-
barung mit jeder erwerbsfähigen SGB 
II-„KundIn“ vorgeschrieben, in der 
sowohl individuelle Eingliederungslei-
stungen als auch die Eigenbemühun-
gen festzuhalten sind (§ 15 SGB II). 
Auch auf die flankierenden Leistungen 
der sozialen Stabilisierung (§ 16 (2) 
SGB II), wie z. B. Unterstützung bei 
der Kinderbetreuung, besteht kein 
Rechtsanspruch. Gegenüber dem 
früheren Sozialhilferecht haben allein 
Erziehende ihren expliziten Vorrang 
bei der Vergabe eines Kindertages-
betreuungsplatzes (§ 18 (3) BSHG) 
verloren.
Die Gender Implikationen der ge-
setzlichen Regelungen zu Rechten 
und Pflichten sind widersprüchlich:
 Einerseits sind Personen mit Sor-
geverantwortung von der strikten Er-
werbspflicht ausgenommen, wenn die 
Betreuung von Kindern oder pflegebe-
dürftigen Angehörigen nicht anders zu 
gewährleisten ist (§ 10 (1) SGB II). Da-
bei nimmt der Gesetzgeber die Not-
wendigkeit familialer Betreuung ge-
nerell für Kinder unter drei Jahren an. 
Bei älteren Kindern wird (aufgrund des 
Rechtsanspruchs auf einen Halbtags-
kindergartenplatz) davon ausgegan-
gen, dass die Betreuung sichergestellt 
ist. Die im SGB II durch verschärfte 
Zumutbarkeitsregeln generell erhöhte 
Erwerbsverpflichtung Arbeitsloser 
ist also insofern selektiv, als sie eine 
pauschale gesetzliche Ausnahme für 
Betreuungspersonen von Kindern 
einer bestimmten Altersgruppe vor-
sieht, während für alle anderen Fälle 
eine umfassende Arbeitsmarktver-
fügbarkeit angenommen wird. Die 
pauschalisierte Ausnahme von der 
Zumutbarkeit steht in der Tradition des 
Ernährer-/Hausfrauenmodells, womit 
eine egalitäre Anwendungspraxis auf 
Gründen als nachrangig behandelt – eine 
Praxis, die sich bis heute offenbar wenig 
geändert hat (siehe unten).
9 Lediglich junge Arbeitslose unter 25 
Jahren und (seit 2008) Ältere ab 58 Jahren 
haben Anspruch auf die „unverzügliche“ 
Vermittlung in Arbeit, Ausbildung oder 
eine Arbeitsgelegenheit (§ 3 SGB II). Ein 
Rechtsanspruch besteht zudem nach 6 
Monaten Arbeitslosigkeit auf einen Ver-
mittlungsgutschein (§ 37 SGB III).
Mütter wie Väter von Kleinkindern äu-
ßerst fraglich erscheint. 
Andererseits aber wurden die 
erwerbsfähigen PartnerInnen von 
Hilfebedürftigen in die Erwerbspflicht 
neu einbezogen, unabhängig von ihrer 
bisherigen Nähe zum Arbeitsmarkt. 
Sie müssen ihre Arbeitskraft jetzt laut 
Gesetz in vollem Umfang, d. h. auf 
Vollzeitbasis, nutzen, um den Hilfebe-
darf zu reduzieren. Hierin zeigt sich 
die Orientierung an der universellen 
Erwerbspflicht, wobei allerdings aus 
dieser erweiterten Verpflichtung keine 
substantiellen Anspruchsrechte auf 
„moderne Dienstleistungen am Ar-
beitsmarkt“ erworben werden.
So inkonsistent die gesetzliche 
Logik wirkt, so relativ eindeutig er-
scheint zumindest nach jüngsten Eva-
luationsbefunden die überwiegende 
Praxis ihrer Implementation an tradi-
tionellen Leitbildern orientiert zu sein: 
Laut einer breit angelegten Befra-
gung von SGB II-„Kunden“10 münden 
die widersprüchlichen gesetzlichen 
Orientierungen offenbar vielfach in 
einer geschlechtsrollenstereotypen 
Beratungs- und Vermittlungspraxis, 
die durch die weiten Ermessensspiel-
räume der Fachkräfte (und das Fehlen 
gleichstellungspolitischer Leitlinien, 
siehe unten) ermöglicht wird. Denn die 
Befunde zeigen:
• Männer erhalten im Durchschnitt 
häufiger Beratung als Frauen (1,84 
vs. 1,56 Gespräche in den letzten 6 
Monaten) und schließen häufiger Ein-
gliederungsvereinbarungen ab (49,0% 
vs. 41,9%), die von Männern zudem 
etwas positiver bewertet werden als 
von Frauen.11
• Männer werden etwas öfter mit ei-
ner Leistungskürzung sanktioniert als 
Frauen (14,3% vs. 10,3%), wobei mehr 
Männer als Frauen diese Erfahrung 
mehrmals machen müssen: 4,6% vs. 
2,5% (ZEW u.a. 2007: 172). Dabei ist 
zu berücksichtigen, dass die Fachkräf-
te erhebliche Ermessensspielräume 
haben im Hinblick auf die an Hilfe-
10 Die Befragung wurde im Rahmen der 
Evaluation der Experimentierklausel (§ 
6c SGB II) von dem damit beauftragten 
Forschungsverbund in 154 ausgewählten 
Untersuchungsregionen durchgeführt. In 
zwei Befragungswellen im ersten Quar-
tal 2007 wurden insgesamt rund 25.000 
erwerbsfähige Hilfebedürftige in diesen 
Regionen befragt (vgl. ZEW u.a. 2007).
11 Die letztgenannten Prozentwerte be-
ziehen sich nur auf diejenigen Hilfebedürf-
tigen, die zum Befragungszeitpunkt über-
haupt schon (mindestens) eine Eingliede-
rungsvereinbarung abgeschlossen hatten. 
Dies waren nur 45,4% aller Befragten. Alle 
genannten Zahlen sind entnommen aus 
ZEW u. a. (2007: 165-169).
bedürftige gestellten Anforderungen 
und die Akzeptanz von Gründen ihrer 
Nichterfüllung.
• Eltern mit Kleinkindern unter drei 
Jahren erhalten seltener Beratung als 
die Gesamtheit aller Befragten (63,9% 
vs. 70,4%).
• Väter von Kleinkindern unter drei 
Jahren werden deutlich häufiger akti-
viert als Mütter. Sie erhalten häufiger 
ein Beratungsgespräch (73,6% vs. 
58%), schließen erheblich häufiger 
eine Eingliederungsvereinbarung ab 
(46,4% vs. 26,9%) und machen öfter 
die Erfahrung von Sanktionen (1,9% 
vs. 1,1%). Auch die wenigen allein 
erziehenden Väter werden eindeutig 
häufiger aktiviert als die zahlenmäßig 
weit überwiegenden allein erziehen-
den Mütter.
In dieselbe Richtung weist auch 
eine andere, qualitative Evaluations-
studie, in der die Interaktionsprozesse 
zwischen Fachkräften und Adressa-
tInnen der SGB II-Fallbearbeitung 
über einen Zeitraum von sechs Mona-
ten untersucht wurden (Baethge-Kins-
ky u. a. 2007; Bartelheimer/Henke 
2007).12 Auch hier zeigte sich der im 
Hinblick auf Geschlechter-Leitbilder 
widersprüchliche gesetzliche Auftrag 
an die Fachkräfte, der vielfach dazu 
führt, dass im Beratungsprozess tradi-
tionellen Rollenbildern gefolgt wird. 
Die umgekehrte Orientierung auf 
eine universelle Erwerbsbürgerschaft 
scheint sich nur zögerlich bzw. in 
geringerem Maß durchzusetzen. In 
dieser Weise lässt sich zum Beispiel 
der Befund der ZEW-Kundenbe-
fragung interpretieren, wonach die 
Situation anderer Mitglieder der „Be-
darfsgemeinschaft“ nur relativ selten 
(35% der Befragten) in der Beratung 
thematisiert wird (ZEW u.a. 2007: 
175) – entgegen dem ausdrücklichen 
gesetzlichen Auftrag.13 Dies könnte 
darauf schließen lassen, dass die mit 
dem SGB II neu eingeführte Erwerbs-
verpflichtung von PartnerInnen nicht 
12 Die methodisch innovative Konzept-
studie „Neue soziale Dienstleistungen 
nach SGB II“ wurde vom Soziologischen 
Forschungsinstitut Göttingen (SOFI) im 
Auftrag des IAB (Institut für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung, Nürnberg) durchge-
führt. Bei drei Trägern der Grundsicherung 
wurde die Fallbearbeitung in insgesamt 20 
Fällen über einen Zeitraum von 6 Mona-
ten (1. Halbjahr 2006) untersucht. Dabei 
wurden die Interaktionsprozesse zwischen 
Fachkräften und AdressatInnen beobach-
tet und im Anschluss jeweils getrennte 
Interviews geführt sowie Fallakten ausge-
wertet.
13 Dabei zeigen sich allerdings Selektivi-
täten: Bei Haushalten mit Migrationshinter-
grund ist dies häufiger der Fall (ZEW u. a. 
2007: 176).
5generell, sondern selektiv von den 
Grundsicherungsstellen eingefordert 
wird. Die oben zitierte qualitative Eva-
luationsstudie zeigt in der Tat wenige 
Fälle auf, in denen dies – teils gegen 
den Widerstand der AdressatInnen 
– versucht wurde (Bartelheimer/Henke 
2007). Repräsentative Daten zu die-
ser Frage fehlen jedoch noch. 
Die gesetzliche Vorgabe der uni-
versellen Erwerbspflicht soll nach 
SGB II auch dadurch erreicht werden, 
dass die persönliche Lebenssituation 
der Hilfebedürftigen einbezogen wird 
und Hindernisse der Erwerbsinte-
gration – wie z. B. Probleme bei der 
Kinderbetreuung – beseitigt werden 
sollen (§ 1 (1) SGB II). Dies geschieht 
nach Aussage der Betroffenen aber 
offenbar nur selten: Während fast 40% 
der Eltern mit Kindern unter 15 Jahren 
in der ZEW-Befragung ein Betreu-
ungsproblem nannten, thematisierte 
dieses Problem nur jede/r Sechste 
der Befragten gegenüber der Grund-
sicherungsstelle. Offenbar nicht ohne 
Grund, denn nur bei 5% der Fälle mit 
solchen Problemen ergriff die Grund-
sicherungsstelle konkrete Maßnah-
men (ZEW u.a. 2007: 167f.). 
Dass die Grundsicherungsträger, 
vor allem die Arbeitsagenturen und 
ihre Arbeitsgemeinschaften mit den 
Kommunen (ARGEn), nur wenig kon-
krete Abhilfe gegen fehlende Kinder-
betreuungsplätze anbieten (können), 
bestätigt auch eine Befragung der 
Träger selbst (IAW 2007: 129-130): 
Die große Mehrheit der Agenturen 
(61%) und ARGEn (62%) verwies 
im Jahr 2006 die SGB II-KundInnen 
schlicht an zuständige kommunale 
Stellen, wobei weniger als die Hälf-
te der Agenturen und ARGEn (44% 
bzw. 42%) über enge Kontakte zu 
diesen Stellen verfügt. Laut Gesetz 
sind die Träger aber zur Zusammen-
arbeit mit den lokalen Einrichtungen 
verpflichtet. Immerhin wurden diese 
Kontakte gegenüber dem Vorjahr 
häufiger geknüpft, während sich nur 
noch wenige ARGE-MitarbeiterInnen 
(7%) selbst um das Problem kümmern 
(2005: 14%). Die MitarbeiterInnen der 
zugelassenen kommunalen Grundsi-
cherungsträger (zkT) kümmern sich 
dagegen eher selbst (28%) und ver-
fügen überwiegend (78%) über enge 
Kontakte zu entsprechenden kommu-
nalen Stellen.14 
14 Eine weitere Vorgehensweise der Trä-
ger ist es, die KundInnen direkt an Einrich-
tungen zur Kinderbetreuung zu verweisen 
(ARGEn: 31%, zkT: 28%). Die Agenturen 
mit getrennter Aufgabenwahrnehmung ver-
weisen nur zu 17% an Einrichtungen und 
kümmern sich selbst überhaupt nicht um 
Die Zahlen machen zweierlei deut-
lich: 
Erstens: Die große Mehrheit der 
Grundsicherungsträger (ARGEn und 
Agenturen) ist mit der Lösung der 
Kinderbetreuungsprobleme überfor-
dert und sieht diese auch nicht als 
ihre vorrangige Aufgabe an.15 Aus der 
Tradition der Bundesagentur für Arbeit 
ist dies auch verständlich, denn mit 
nicht arbeitsmarktbezogenen Proble-
men der Lebenssituation ihrer Klientel 
musste sie sich in der Vergangenheit 
nicht befassen. 
Dies zeigt zweitens, dass das 
Hartz IV Organisationsmodell für die 
gesetzlich vorgeschriebene „ganz-
heitliche“ Problembearbeitung der Ar-
beitsmarktintegration offenbar unge-
eignet ist. Den SGB II-„KundInnen“ ist 
mit einer bloßen Verweisung an ande-
re Stellen wenig geholfen, denn ob da-
mit ihr Problem letztlich wirklich gelöst 
wird, bleibt dabei offen. Die oben zi-
tierten qualitativen Fallbeobachtungen 
zeigen, dass diese Verweisungspraxis 
bei sozialen Problemen (nicht nur der 
Kinderbetreuung, sondern z. B. auch 
bei Schulden) Standard ist, sich die 
Fachkräfte im weiteren Verlauf aber 
wenig darum kümmern, ob es tatsäch-
lich zur Problemlösung kommt (Baeth-
ge-Kinsky u. a. 2006). Dabei dürften 
die immer noch ungünstigen Betreu-
ungsrelationen – im Durchschnitt 192 
Fälle pro Vollzeit-MitarbeiterIn16 – eine 
nicht unwesentliche Rolle spielen. 
Viel grundsätzlicher wird hier au-
ßerdem deutlich, dass die Umsetzung 
der universellen Erwerbspflicht mit 
den hartnäckigen, wohlfahrtsstaats-
typischen Infrastrukturproblemen 
sozialer Dienstleistungen in (West-) 
Deutschland kollidiert, die nicht „über 
Nacht“ lösbar sind. Dieser politische 
Konflikt über fiskalische Prioritätenset-
zungen von Bund, Ländern und Kom-
munen wird allerdings auf dem Rücken 
der Betroffenen ausgetragen, die dem 
Aktivierungsregime „über Nacht“ un-
terworfen wurden, ohne dass sie mit 
ausreichenden flankierenden Unter-
stützungsleistungen rechnen können, 
eine Problemlösung (0%) (vgl. IAW 2007: 
130).
15 So geben nur 35% der ARGEn der 
Sicherstellung der Kinderbetreuung einen 
hohen/sehr hohen Stellenwert in ihrer Auf-
gabenwahrnehmung. Insgesamt gilt dies 
für 40% aller Grundsicherungsträger (IAW 
2007: 80).
16 Diese Zahl bezieht sich auf die Betreu-
ungsrelation aller erwerbsfähigen Hilfe-
bedürftigen im Bereich Eingliederungs-
leistungen im Jahr 2006. Die Relation für 
unter 25-Jährige liegt mit durchschnittlich 
155 Fällen niedriger (vgl. IAW 2007: 92).
zumal sie auf diese keine Rechtsan-
sprüche geltend machen können.
Gleichstellungspolitik und 
Zugang zu Arbeitsförderung
Die Grundsicherungsträger sollen 
laut Gesetz die Gleichstellung der Ge-
schlechter als „durchgängiges Prinzip“ 
fördern, die persönlichen Lebensver-
hältnisse berücksichtigen und auf die 
Beseitigung geschlechtsspezifischer 
Benachteiligungen hinwirken (§ 1 (1) 
SGB II). Es wurden allerdings keiner-
lei weitere Regelungen getroffen, wie 
diese Ziele umgesetzt werden sollen, 
und es gibt (anders als im Rechtskreis 
des SGB III) keine für diese Zielset-
zung Zuständigen bei den Grundsi-
cherungsträgern. Die einzig konkrete 
Festlegung besteht darin, dass Frauen 
im Rechtskreis SGB II (analog zum 
SGB III) entsprechend ihres Anteils an 
Arbeitslosen und ihrer Arbeitslosen-
quote mit Eingliederungsleistungen 
gefördert werden sollen (Zielförderan-
teil, § 8 SGB III). Auch in den internen 
Steuerungsprozessen zwischen Bun-
desagentur und Trägern fehlt – anders 
als für andere gesetzliche Ziele wie z. 
B. die Senkung passiver Leistungen 
– eine Konkretisierung zur Umsetzung 
des Gleichstellungsziels (Jaehrling 
2007).
Dieser ungenügende gesetzliche 
Versuch von Gender Mainstrea-
ming zeigt laut Evaluationsbefunden 
eindeutige Wirkungen, die hier nur 
ausschnitthaft zu skizzieren sind. 
So zeigt die IAW-Befragung der 
Grundsicherungsträger, dass diese 
der Geschlechtergleichstellung nur 
den vorletzten Rang in der Zielhierar-
chie ihrer Aufgabenwahrnehmung 
einräumen (IAW 2007: 67). Dem ent-
spricht, dass 2006 fast zwei Drittel 
der ARGEn keine Beauftragten für 
Chancengleichheit hatten, wobei sich 
dieser Anteil zum Vorjahr sogar noch 
leicht erhöht hat (IAW 2007: 83).17 
Bei den zugelassenen kommunalen 
Trägern trifft dies nur auf ein Drittel 
zu. In beiden Trägermodellen wird zu-
dem die Einbindung der bestehenden 
Beauftragten für Chancengleichheit 
bei der Entwicklung arbeitsmarktpo-
litischer Strategien als relativ gering 
bewertet (IAW 2007: 84). Dass das 
Problembewusstsein zumindest auf 
Leitungsebene wenig ausgeprägt ist, 
zeigt sich darin, dass die Geschäfts-
führer der Träger die Umsetzung des 
Gender Mainstreaming im Schnitt als 
17 Zu den unterschiedlichen Formen der 
Institutionalisierung von Gleichstellungspo-
litik vgl. IAQ u.a. 2007.
6gut bis befriedigend bewerten.18 Dazu 
passt, dass Gender-Schulungen in der 
Personalentwicklung der Träger nur 
in 5% der ARGEn und 10% der zkT 
eine hohe oder sehr hohe Bedeutung 
zugemessen wird (IAW 2007: S. 86). 
Wie diese wenig problembe-
wussten Einschätzungen bei den Trä-
gern zustande kommen, ist fraglich. 
Denn schon ein Blick in die Einglie-
derungsbilanzen zeigt, dass der ge-
setzliche Gleichstellungsauftrag mit-
nichten als erfüllt anzusehen ist.19 Die 
Frauenzielförderquoten werden ver-
fehlt, besonders in Westdeutschland: 
Dort sind Frauen gemäß o. g. Definiti-
on des Zielförderanteils zu 44,2% mit 
Eingliederungsleistungen zu fördern, 
real wurden in 2006 jedoch nur 37,6% 
gefördert (-6,6 Prozentpunkte) – damit 
hat sich ihr Förderanteil im Vorjahres-
vergleich sogar verschlechtert (-4,6 
Pp in 2005). Für die Bundesrepublik 
insgesamt wurde die Quote „nur“ um 
-3,2 Pp verfehlt, da in Ostdeutschland 
relativ mehr Frauen gefördert wurden; 
hier lag die tatsächliche Förderung um 
2,1 Pp über der Quote.20 
Bei besonders arbeitsmarktnahen 
Förderleistungen wie Eingliederungs-
zuschüssen wurden Frauen nur zu 
30,9% gefördert, bei der qualitativ 
eher hochwertigen beruflichen Wei-
terbildung zu 40,9% (Bundesagentur 
für Arbeit 2007).21 Die weitaus meisten 
der im Rechtskreis SGB II geförderten 
Frauen (wie auch Männer) wurden 
mit den auf sechs Monate befristeten 
„1 € Jobs“ gefördert, wobei auch hier 
die Frauenquote verfehlt wurde. Ins-
gesamt wurden in 2006 nur knapp 
ein Viertel (24,5%) aller arbeitslosen 
Frauen im Rechtskreis SGB II mit 
Eingliederungsleistungen gefördert 
(Männer: 27,5%). Damit hat sich der 
Anteil geförderter Personen zum 
Vorjahr zwar um rund zehn Prozent-
punkte erhöht (vgl. Betzelt 2007c), 
bleibt aber gleichwohl hinter dem ge-
setzlichen Anspruch des „Förderns“ 
weit zurück. Inwieweit die Qualität und 
der Charakter der angebotenen Ein-
gliederungsleistungen überhaupt dem 
Förderanspruch genügt, sei dabei an 
18 ARGEn: 2,7, zkT: 2,2 auf einer fünfstu-
figen Skala mit 1 als „sehr gut“ (vgl. IAW 
2007: 85).
19 Die Auswertung der Eingliederungsbi-
lanz 2006 übernahm für mich freundlicher-
weise Dipl.-Ökonomin Uta Pralle-Häusser.
20 Jahresdurchschnittliche Bestands-
daten für die Bundesrepublik Deutschland, 
ohne zkT wegen Datenübermittlungspro-
blemen. 
21 Diese wenig arbeitsmarktnahe Förde-
rung von Frauen hat bereits eine längere 
Tradition (vgl. Bothfeld/Gronbach 2002).
dieser Stelle mangels entsprechender 
Indikatoren dahin gestellt.
Bei genauerer Betrachtung der auf 
dem Arbeitsmarkt benachteiligten und 
daher auch von der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) als besonders förde-
rungsbedürftig eingestuften Gruppen 
zeigt sich überdies, dass diese ge-
nerell weit unterdurchschnittlich von 
Eingliederungsleistungen profitieren. 
Insbesondere gering qualifizierte 
Frauen stellten in 2005 zwar mit 
63,2% die größte Gruppe arbeitsloser 
Frauen in Westdeutschland, wurden 
aber nur zu 54,7% gefördert (Betzelt 
2007c: 302).22 Ähnliches gilt für lang-
zeitarbeitslose Frauen, Ältere über 50 
Jahren, Schwerbehinderte und auch 
für Berufsrückkehrerinnen, die noch 
in 2005 entsprechend ihres Anteils an 
arbeitslosen Frauen gefördert wurden, 
in 2006 jedoch nicht mehr.
Zwei besonders benachteiligte 
Gruppen von Frauen tauchen nicht in 
diesen Statistiken auf: die arbeitslo-
sen Nichtleistungsbezieherinnnen und 
die allein Erziehenden. Sehr wahr-
scheinlich ist allerdings, dass sie – wie 
vor Hartz IV – eher selten gefördert 
werden, da laut Geschäftspolitik der 
BA eine Konzentration der Mittel auf 
die „arbeitsmarktnahen“ Kunden erfol-
gen soll. Allein Erziehende sind jeden-
falls der Typ „Bedarfsgemeinschaft“, 
der (wie schon zuvor in der Sozialhilfe) 
am längsten im Hilfebezug verbleibt 
(Graf/Rudolph 2006), und die breite 
Mehrheit weiblicher allein Erziehender 
wird kaum aktiv gefördert, wie die 
ZEW-Befragung zeigt.
Insgesamt ist die Förderpolitik in 
der deutschen Aktivierungsstrategie 
als in hohem Maße selektiv zu bezei-
chen, weil sie wenig dazu beiträgt 
bestehende Benachteiligungen abzu-
bauen.23  Sie setzt primär auf kosten-
günstige, eher wenig „befähigende“, 
weil überwiegend kurzzeitige Maß-
nahmen mit geringen Qualifizierungs-
anteilen (Dingeldey 2007b).
Fazit: Verschärfte Ungleich-
heiten und konzeptionelle 
Flickschusterei
Bereits dieser kursorische Über-
22 Datenbasis ist die Eingliederungs-
bilanz 2005. In der Bilanz 2006 werden 
keine Werte für gering Qualifizierte ausge-
wiesen.
23 Angesichts der durch die Vorläufer-
gesetze Hartz I-III massiv ausgebauten 
prekären Beschäftigung (Mini- und 
Midijobs, Leiharbeit, Solo-Selbständigkeit) 
ist vielmehr davon auszugehen, dass sich 
damit soziale Benachteiligungen verstär-
ken (vgl. Baethge-Kinsky/Wagner 2007).
blick über einige aktuelle Evaluati-
onsbefunde macht deutlich, dass die 
deutsche „Aktivierungspolitik“ nicht 
dazu beiträgt, bestehende soziale 
Ungleichheiten abzubauen, sondern 
diese vielmehr verstärkt. Die Re-Fa-
milialisierung von Einkommensrisiken 
durch die verschärfte Anrechnung 
von Partnereinkommen im Verein mit 
einer Förderpolitik, die das Gebot 
der Geschlechtergleichstellung sehr 
unzureichend umsetzt und überdies 
kaum etwas für besonders benach-
teiligte Gruppen tut, führt zu einer 
Vertiefung sozialer Ungleichheiten 
und zu verstärkten innerfamilialen 
Abhängigkeiten. Das Recht auf Er-
werbsteilhabe („right to work“) ist 
besonders für erwerbslose Mütter 
auch im deutschen „Aktivierenden 
Wohlfahrtsstaat“ weit von einer Rea-
lisierung entfernt – dazu fehlt es of-
fenkundig sowohl an entsprechender 
Betreuungsinfrastruktur als auch an 
unterstützender, befähigender För-
derung. Dieses Recht wird Frauen 
verwehrt, obwohl rund drei Viertel der 
Mütter betreuungspflichtiger Kinder 
im SGB II-Bezug erwerbstätig sein 
wollen, wenn auch überwiegend nur 
in Teilzeit, wie aktuelle Befragungen 
aus der Evaluationsforschung zeigen 
(Jaehrling 2007).
Gleichzeitig wurde das Recht auf 
De-Kommodifizierung bei Übernahme 
familialer Sorgeverantwortung („right 
to care“) im Zuge der verstärkten Er-
werbszentrierung des „Aktivierungs-
paradigmas“ insofern gesetzlich mas-
siv beschnitten, als es nur noch als 
Ausnahme von der Regel universeller 
Arbeitsmarktverfügbarkeit besteht, die 
an standardisierte Voraussetzungen 
wie das Kindesalter geknüpft ist. 
Dabei bleiben sowohl die weitaus grö-
ßeren, nicht nur altersgruppenspezi-
fischen öffentlichen Betreuungslücken 
vor allem der westlichen Bundesre-
publik unberücksichtigt, als auch die 
individuellen Lebensentwürfe und 
privaten Paarkonstellationen arbeits-
loser BürgerInnen. Der Gesetzgeber 
des „Aktivierenden Wohlfahrtsstaates“ 
oktroyiert hier in alter paternalistischer 
Tradition der Unterschichtspopulation 
ein verallgemeinertes erwerbszen-
triertes Lebensmodell, während er 
für Besserverdienende weiterhin das 
traditionelle Ernährermodell durch 
erhebliche Steuerprivilegien fördert 
und volle soziale Rechte unverändert 
an ein Normalarbeitsverhältnis knüpft. 
Allerdings wird dieser ansatzweise 
Pfadbruch mit dem Ernährermodell 
in der Implementationspraxis bislang 
nur äußerst selektiv umgesetzt. Das 
Gesetz fungiert hier offenbar eher als 
7institutionalisierte Drohkulisse, die 
dank der weiten Ermessensspielräu-
me fallweise anwendbar ist. Die im 
deutschen Gender Regime langjährig 
geförderten Erwartungssicherheiten 
werden damit für die Armutsbevöl-
kerung aufgekündigt (vgl. Bothfeld 
2007).
Wie sind also diese geschlechter- 
und sozialpolitischen Inkonsistenzen 
in der Hartz IV Gesetzgebung und 
ihrer Implementation hinsichtlich der 
Bedeutung für das deutsche Gender 
Regime zu interpretieren? Zunächst 
ist Dingeldey (Dingeldey 2003, 2008) 
darin zuzustimmen, dass der Para-
digmenwechsel zum Aktivierenden 
Wohlfahrtsstaat in Deutschland of-
fenbar nur unvollständig vollzogen 
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